
I
n Langenthal, einer kleinen Stadt in der
Schweiz, ist die Schlacht um Minarette
geschlagen, und zwischen Siegern und

Verlierern scheint Versöhnung ausgeschlos-
sen. „Ich fühle mich missbraucht und als
Mensch verletzt“, sagt Mutalip Karaademi.
„Wir wollten ein Symbol treffen“, sagt Da-
niel Zingg, „und wir haben es getroffen.“

Zingg hat das Minarett verhindert, das
Karaademi bauen wollte, er hat erreicht,
dass in der Schweiz gar keine Minarette
mehr gebaut werden dürfen. Er war einer
der Urheber der Volksinitiative, die von
den Schweizern am 29. November mit 57,5
Prozent der Stimmen angenommen wurde.

In der Verfassung steht künftig der Satz:
„Der Bau von Minaretten ist verboten.“

Die Schweizer Entscheidung hat Europa
und die Welt erschüttert, denn sie betrifft
längst nicht nur den Bau von Minaretten.
Es ging um die Frage nach der Identität
eines ganzen Kontinents, es war ein Refe-
rendum darüber, wie bedrohlich der Ein-
fluss des Islam in der abendländischen Ge-
sellschaft wahrgenommen wird. Nun wird
heftig die Frage diskutiert: Wie viel Allah
verträgt Europa? In der Entscheidung der
sonst so toleranten Alpenrepublik zeigt
sich die tiefsitzende Angst vor einem Is-
lam, der immer sichtbarer wird. 

Bedrohen muslimische Einwanderer die
europäischen Werte? Diese Sorge geht in
ganz Europa um. In Umfragen haben sich
vergangene Woche 41 Prozent der Franzo-
sen gegen den Bau von Moscheen ausge-
sprochen, 44 Prozent der Deutschen gegen
Minarette. 55 Prozent der Europäer halten
den Islam für eine intolerante Religion. 

Zeigte sich also in der Schweiz womög-
lich nur die Haltung, die auch in Europa
eine Mehrheit vertreten würde, wenn sie
denn könnte? 

Die Kritik am Abstimmungsverhalten
war wohl auch deshalb so heftig. Der fran-
zösische Außenminister Bernard Kouch-
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ner und der iranische Präsident Mahmud
Ahmadinedschad, die Uno und der Vati-
kan waren sich in ihrer Empörung einig:
Das Schweizer Votum sei ein Verstoß ge-
gen Religionsfreiheit und Diskriminie-
rungsverbot. Der türkische Europaminis-
ter forderte Muslime auf, ihr Geld statt in
der Schweiz lieber in der Türkei anzulegen,
Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan
unterstellte Europa „faschistische Haltun-
gen“.

Doch es gab auch Verständnis, Zustim-
mung, Jubelrufe, in Kommentaren im In-
ternet und von Rechtspopulisten wie dem
Niederländer Geert Wilders und dem fran-
zösischen Front national. Roberto Castelli,
ein Spitzenpolitiker der italienischen Lega
Nord, sagte: „Die Schweizer erteilen uns
wieder einmal eine Zivilisationslehre. Man
muss ein starkes Signal setzen, um die pro-
islamische Ideologie zu stoppen.“

Gestoppt wurde nun erst einmal das Mi-
narett der Islamischen Glaubensgemein-
schaft Langenthal. Mutalip Karaademi, 51
Jahre alt, vor 26 Jahren aus Mazedonien
eingewandert, steht vor dem Vereinslokal,
einer einstigen Metallfabrik am Ortsrand,
darauf eine Holzkonstruktion, sechs Meter
und zehn Zentimeter hoch. Sie zeigt die

Höhe des geplanten Minaretts an, des ers-
ten, das nun nicht gebaut werden kann. 

Karaademi ist der Präsident dieser Ge-
meinschaft, deren rund 130 Mitglieder aus
Albanien, dem Kosovo und Mazedonien
stammen. Die kleine Moschee steht hier
seit 18 Jahren, und zu Beginn sei ihm das
Minarett auch nicht so wichtig gewesen,
sagt Karaademi, einfach nur eine Zierde.
Aber nun gehe es ums Prinzip. Er will es
auf dem Rechtsweg durchsetzen, wenn nö-
tig bis zum Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte, und es ist gut möglich,
dass die Straßburger Richter am Ende die
neue Schweizer Verfassungsbestimmung
kippen. Er liebe die Schweiz, dieses Mus-
terland, sagt Karaademi, aber dieses Verbot
sei „rassistisch und diskriminierend gegen
uns“, eine Schande für die zivilisierte Welt. 

Daniel Zingg ist ein leiser Sieger, er sitzt
in einer Pizzeria gegenüber vom Bahnhof
von Langenthal, kahlgeschoren, Brille, 53
Jahre alt, er spricht in heiserem Flüsterton:
Die Minarette, diese „Speerspitze der
Scharia“, diese „Zeichen des vom Islam
neu eroberten Gebiets“, dürften nun nicht
mehr errichtet werden, und damit hätten
die Schweizer ein Problem gelöst, das an-
derswo schon unlösbar geworden sei, in

den Großstädten Englands und Frankreichs
etwa. Zuerst komme bekanntlich das Mi-
narett, danach der Muezzin, die Burka und
schließlich die Scharia. Das Verbot, sagt
er, richte sich nicht gegen die Muslime,
wobei natürlich gelte: „Der Koran erteilt
den Auftrag, die Welt zu islamisieren, und
die Muslime hier haben keinen anderen
Auftrag, sonst wären sie keine Muslime.“ 

Zingg hält seit 15 Jahren Vorträge für
Israel und gegen den Islam, er ist Politiker
einer ultrarechten christlichen Partei, der
Eidgenössisch-Demokratischen Union, bei
der letzten Wahl hatte sie einen Stim-
menanteil von 1,3 Prozent. Er hat die Mo-
schee in seinem Ort noch nie betreten,
denn er hat gehört, dass Muslim werde,
wer barfuß eine Moschee betrete. Das will
Zingg nicht riskieren.

Man kann sich fragen, wie ein Mann,
der mit seinen radikalen Ansichten auch in
der Schweiz gewiss nicht in der Mehrheit
ist, eine Mehrheit für sein Anliegen ge-
winnen konnte. Und warum ein Land, das
mit seinen rund 400000 Muslimen bislang
wenig Probleme hatte, sich zu so einem
dramatischen Schritt entschließt.

Vielleicht wachsen die Ängste, vielleicht
werden die radikalen Forderungen deshalb
immer populärer, weil es kaum eine offene
politische Debatte darüber gibt, welchen
Platz der Islam in Europa einnehmen soll. 

In der EU leben heute schätzungsweise
15 Millionen Muslime, das sind rund drei
Prozent der Bevölkerung – aber mehr als
zu jedem Zeitpunkt in der Vergangenheit.
Einwanderer, die meist schon vor Jahr-
zehnten als Gastarbeiter kamen, haben
den Islam nach Europa getragen.

Die Frage ist, ob Europa noch Europa
sein kann, wenn etwa in Österreich im Jahr
2050 wohl die meisten Jugendlichen unter
15 Jahren Muslime sind. Und wenn schon
heute in Brüssel und Amsterdam Moham-
med für neugeborene Jungen der häufigste
Name ist, in England der dritthäufigste.

Christopher Caldwell, ein amerikani-
scher Autor und Journalist, hat ein vielbe-
achtetes, skeptisches Buch über Europa
und seine muslimischen Einwanderer ge-
schrieben*. Am Resultat in der Schweiz fas-
ziniert ihn die Kluft zwischen der Ableh-
nung des Verbots in den Umfragen und der
großen Zustimmung in der Abstimmung.
„Das bedeutet, dass es eine offizielle Is-
lam-Diskussion gibt und eine verdeckte.
Das sollte den Europäern Sorgen machen.“

Caldwell schlägt in seinem Buch nicht
dieselben alarmistischen Töne an wie an-
dere konservative Autoren, die den alten
Kontinent bereits in „Eurabien“ umgetauft
haben und ihn – unter anderem aufgrund
der höheren Geburtenrate der Einwanderer
– als künftigen Teil eines „islamischen Welt-
reichs“ sehen. Doch er schreibt auch: „Es
ist sicher, dass Europa aus seiner Konfron-

* Christopher Caldwell: „Reflections on the Revolution in
Europe“. Doubleday, New York; 422 Seiten; 17,95 Euro.
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tation mit dem Islam verändert hervorge-
hen wird, aber es ist weniger sicher, dass
der Islam sich als assimilierbar erweist.“ 

Caldwell glaubt, dass muslimische Ein-
wanderer größere Schwierigkeiten hätten
als andere Einwanderer, sich in die euro-
päische Gesellschaft einzufügen. Zum ei-
nen könne sich eine Minderheit mit dem
politischen Islam identifizieren, auch wegen
der Kriege, die der Westen in den letzten
Jahren gegen den islamistischen Terror
führte. Zum anderen gingen mit der Reli-
gion Haltungen einher, gegenüber Frauen,
Familienbeziehungen, sexueller Freiheit
und Rechten von Schwulen, die viele Euro-
päer als problematisch empfänden. 

Die Muslime seien eine kleine Minder-
heit, aber Europa verändere ihretwegen
seine Strukturen: „Wenn eine unsichere,
sich anpassende, relativistische Kultur auf
eine Kultur trifft, die tief verankert ist, zu-
versichtlich und gestärkt durch gemeinsa-
me Lehren, dann ist es möglicherweise ers-
tere, die sich ändert, um sich
der letzteren anzupassen.“

In Deutschland hat eine na-
tionale Auseinandersetzung
über diese Fragen bisher we-
niger stattgefunden, es war vor
allem das Kopftuch, das einen
Kulturkampf entfachte. Sechs
Jahre lang hat er die Republik
beschäftigt: Die Frage, ob eine
aus Afghanistan stammende
Lehrerin in Baden-Württem-
berg mit Kopftuch unterrich-
ten darf, ging bis vor das Ver-
fassungsgericht. Es entschied,
das Tuch sei Gegenstand von
Ländergesetzen. Seither dür-
fen Lehrkräfte in der Hälfte
der Bundesländer kein Kopf-
tuch tragen.

Wenn es Konflikte gab,
etwa um den Bau von Mo-
scheen, dann auf lokaler Ebe-
ne. Am Ende standen meist sehr deutsche
Lösungen, in denen Bebauungspläne und
Nutzungsverordnungen eine Rolle spielen. 

Es konnte dann sein, dass die Moschee
nicht im Wohngebiet, aber am Bahnhof ge-
baut werden durfte, mit einem Minarett
exakt in Kirchturmhöhe, wie etwa in Kehl.
Es konnte aber auch sein, dass nicht einmal
ein winziges Minarett gebaut werden konn-
te, wie in Augsburg, aber auch, dass ein
Bürgerbegehren gegen eine riesige Zen-
tralmoschee scheiterte, wie in Köln. 

Dass es hierzulande trotzdem Ängste
gibt, zeigt das Beispiel einer Kirche, die in
Duisburg zur Moschee umgewandelt wur-
de. Die alten Gläubigen übergaben den
neuen feierlich das Gotteshaus, „aber an
den Stammtischen und in privaten Krei-
sen hörte man überall den Spruch, dass 
die Muslime die Macht in Deutschland
übernähmen“, sagt Rauf Ceylan, Professor
für Religionswissenschaften an der Univer-
sität Osnabrück. Er sieht eine latente Angst

vor dem Islam bei vielen Deutschen.
Das beunruhigendste Beispiel ist für viele
Pessimisten Großbritannien. Zwar sind nur
knapp drei Prozent der britischen Bevöl-
kerung Muslime, meist aus Pakistan und
Bangladesch, doch nirgends in Europa le-
ben viele so abgeschottet vom Rest der Ge-
sellschaft wie hier, in Städten wie Brad-
ford, Dewsbury oder Leicester.

In Luton, 50 Kilometer nördlich von
London, liegt der Stadtteil Bury Park, eine
alte englische Arbeitersiedlung, aus der 
die alten englischen Arbeiter längst ver-
schwunden sind. Frauen unter schwarzen
Nikabs und Männer mit grauem Kinnbart
bestimmen das Straßenbild, Halal-Schlach-
ter und zehn Moscheen. Ein Minarett ist
liebevoll aus rotem englischem Backstein in
eine Häuserzeile gemauert, der Muezzin
ruft per Lautsprecher zum Gebet.

Auf der Straße sprechen die Einwohner
Bengali oder Urdu. Das Gemeindezentrum
bietet Einbürgerungskurse an. Moscheen

veranstalten staatlich finanzierte Anti-Ter-
ror-Kurse, die junge Muslime gegen die
Propaganda der Extremisten immunisieren
sollen. Früher waren hier Hassprediger zu
Gast und die Attentäter der Londoner An-
schläge vom Juli 2005.

Aber viele Muslime der zweiten, drit-
ten oder vierten Generation sind all dem
längst entwachsen. Sie sind bestens ausge-
bildet, sie haben die britische Staatsbür-
gerschaft, arbeiten als Ärzte, Rechts-
anwälte oder Politiker. 

Auf die kulturellen Bedürfnisse seiner
Muslime nimmt der britische Staat wohl
mehr Rücksicht als jedes andere europäi-
sche Land. Muslimische Polizistinnen dür-
fen ihr Haar mit einem Kopftuch be-
decken, es ist Bestandteil der Uniform.

Seit zwei Jahren können britische Mus-
lime bei Streitigkeiten überdies islamische
Schiedsgerichte anrufen, die auf Grund-

* Am 2. Dezember vor der Pariser Burka-Kommission.

lage der Scharia arbeiten. Ihre Entschei-
dungen sind für beide Parteien rechtlich
bindend; notfalls kommt der britische Ge-
richtsvollzieher und vollstreckt das Urteil.
Das ist einzigartig in Europa. 

Der Mann, der diese Schiedsgerichte ins
Leben rief, ist Scheich Faiz Siddiqi. Seine
Scharia-Gerichte tagen bislang in sieben
englischen Städten und haben nichts zu tun
mit Handabhacken und Steinigung. Sie be-
handeln nur zivilrechtliche Zwiste und nur
dann, wenn beide Parteien dies wollen.
Rund 600-mal traten diese Gerichte in den
letzten zwölf Monaten zusammen, vor allem
bei Streitigkeiten unter Geschäftspartnern,
bei Ärger in der Nachbarschaft, aber auch in
Erbschaftssachen. Sie sorgten dafür, sagt
Siddiqi, dass sich britische Muslime stärker
mit Großbritannien identifizieren könnten. 

Die französische Islamexpertin Jocelyne
Cesari sagt, die britische Situation sei ein
Paradox: „Einerseits gibt es eine lebendige
muslimische Mittelschicht, gleichzeitig ist es

das Land, in dem die Muslime
am stärksten in abgeschotteten
Vierteln leben und die radikals-
ten Ansichten vertreten.“

Sie sieht in Scharia-Schieds-
gerichten kein Problem, solan-
ge sie nicht gegen geltendes
Gesetz verstoßen. Kompro-
misse seien tolerierbar in Be-
reichen, die die Mehrheit nicht
einschränkten und nicht gegen
das Gesetz verstießen. „Multi-
kulturalität bedeutet nicht,
dass die alteingesessene Mehr-
heit Sonderrechte hat.“ Cald-
wells These, dass der Islam
nicht mit europäischen Werten
kompatibel sei, hält sie für
eine Mischung aus Halbwahr-
heiten und Vorurteilen: „Mus-
lime sind sehr wohl bereit, sich
anzupassen, sie sehen ihre Re-
ligion oft selbst kritisch.“ 

Doch Cesari sagt, es gebe einen Kampf
um die symbolische Anerkennung des Islam.
„In den ersten Jahrzehnten haben Muslime
bescheidene Gebetsräume eröffnet, jetzt wol-
len sie Orte, an denen sie mit den Kirchen
und Kathedralen Europas konkurrieren kön-
nen“, so Cesari. Da sich das Christentum
aber immer mehr aus der Öffentlichkeit
zurückgezogen habe, empfänden viele Eu-
ropäer die Moscheebauten als Provokation. 

Die Republik Frankreich verhandelt zur-
zeit ganz offiziell die Frage, wie sichtbar
der Islam innerhalb ihrer Grenzen sein darf
– in einem fensterlosen Raum im Keller ei-
nes Parlamentsgebäudes in Paris. Dunkle
Ledersessel sind im Kreis angeordnet, vor
der holzgetäfelten Stirnwand des Saals sitzt
André Gerin, Präsident der parlamentari-
schen Untersuchungskommission zum
„Tragen des Ganzkörperschleiers“. 

Gerin ist Kommunist und seit über 24
Jahren Bürgermeister des Lyoner Vorortes
Vénissieux, er trägt einen grauen Nadel-
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streifenanzug mit zu kurzen Hosen. Gerin
hat diesen Untersuchungsausschuss ins Le-
ben gerufen, er sagt, die Burka bedrohe
die republikanischen Ideale im Land. 

Zu Gerins Rechten, den Ausschussmit-
gliedern gegenüber, sitzt Tariq Ramadan,
umstrittener und smarter Islamwissen-
schaftler mit Schweizer Staatsbürgerschaft.
Ramadan, dunkler Anzug, Dreitagebart, ist
gegen ein Gesetz, das die Burka verbietet,
das würde den Islam nur stigmatisieren. 

„Monsieur Ramadan“, beginnt Gerin,
„ist das Tragen der Burka eine religiöse
Pflicht? Oder empfinden Sie es wie wir als
Unterdrückung der Frau?“

„Nein“, antwortet Ramadan, „die Bur-
ka ist keine Vorschrift, und sicherlich gibt es
Männer, die ihrer Frau gegen ihren Willen
das Tragen der Burka auferlegen. Aber ein
Gesetz wird nur zu mehr Isolation führen.“

Was er denn vorschlage, fragt der Kom-
missionspräsident. Die Anwendung beste-
hender Gesetze, antwortet Ramadan, na-
türlich müsse eine Burkaträgerin bei Kon-
trollen ihr Gesicht zeigen. „Aber man muss
auch endlich begreifen, dass der Islam eine
französische Religion geworden ist.“

Ramadan ist der 145. Experte, den der
Ausschuss geladen hat. Er fordert seit Jah-
ren einen selbstbewussten Islam in Europa,
angepasst an die Anforderungen der Mo-
derne, vereinbar mit europäischen Errun-
genschaften wie Menschenrechten und De-
mokratie. Seine Gegner halten Ramadan
für doppelzüngig, für einen Lügner, der
das europäische Publikum einlullen will. 

André Gerin will eine Debatte her-
beiführen über die Frage, wie viel Islam
das laizistische Frankreich verträgt. Er sagt,
er benutze die Burka dazu nur. Der In-
landsgeheimdienst hat in ganz Frankreich
gerade mal 367 Burkaträgerinnen identifi-
ziert. Von allen Problemen, die es mit den
bis zu sechs Millionen Muslimen im Land
gibt, dürfte die Burka das geringste sein.

Viele Gläubige werfen den Europäern
vor, den Islam mit der Burka gleichzuset-
zen, die Burka mit den Taliban, die Taliban
mit Bin Laden. Es werde über sie disku-
tiert, als wären sie alle Islamisten, als lebten
sie nicht schon seit Jahrzehnten im Land.

Doch Gerin hat nun, was er wollte. In
seinem Saal kämpft die Republik gegen die
Ausnahme von der Regel, im Namen von
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. 

Wie kann es sein, fragt Gerin, dass wir
Angriffe auf die persönliche Freiheit eines
jeden in unserem Staat zulassen? Wie kann
es sein, dass die Politik keine Antworten
auf diese Fragen gibt? Warum ist das im lai-
zistischen Frankreich möglich? 

Es ist der Kampf eines Kommunisten um
republikanische Ideale und der eines Bür-
germeisters um seine Stadt. Es ist auch der
eines Realisten: „Wir haben ungefähr 25
Jahre Verspätung, aber wir müssen endlich
akzeptieren, dass die Muslime ein Recht
haben, sich hier niederzulassen“, sagt Ge-
rin. „Aber sie werden sich unserer Gesell-
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„Die Schweizer haben sich in einer Volks-

abstimmung gegen den Bau von Minaretten

ausgesprochen. Was meinen Sie, sollte

auch in Ihrem Land der Bau von

Minaretten verboten werden?“

TNS Forschung (D), Ifop (F), Peil (NL); an 100 fehlende
Prozent: „weiß nicht“/ keine Angabe; stimme nicht ab (NL)
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schaft anpassen müssen.“ Die französische
Debatte um die Burka hat eine Gemein-
samkeit mit dem Minarettverbot in der
Schweiz: Man greift ein Symbol an und
meint etwas anderes. Dahinter steckt die
Hoffnung, den Einfluss des Islam zurück-
zudrängen, indem man seine Sichtbarkeit
verringert. Es ist einfacher, über Reizthe-
men zu streiten als über konkrete Proble-
me, über Mädchen, die nicht am Schwimm-
unterricht teilnehmen, über Halal-Essen in
der Betriebskantine und das Gebet wäh-
rend der Arbeitszeit. Es ist auch eine etwas
hilflose Strategie.

In Antwerpen und einigen anderen bel-
gischen Städten sind Gesichtsschleier
schon seit ein paar Jahren verboten. Die
Polizei hat einige Frauen mit Nikab oder
Burka verwarnt. Doch eigentlich ist das
Verbot hier längst kein Thema mehr, es ist
sogar schwer, Muslime zu finden, die sich
darüber aufregen mögen. 

Um das Kopftuch hingegen gab es in
Antwerpen großen Streit. Eine weltoffene
Hafenstadt eigentlich, aber bei den Ge-
meindewahlen stimmte ein Drittel der
Wähler für den Vlaams Belang, die flämi-
schen Rechtsextremen. Als Erster hatte vor
drei Jahren ein sozialistischer Bürger-
meister ein Verbot von Kopftüchern im Öf-
fentlichen Dienst erlassen. Seit September
gilt das Verbot auch für Schülerinnen.

Karin Heremans, 46, ist die Schuldirek-
torin des Königlichen Atheneums, das wie
eine Trutzburg im Zentrum Antwerpens
steht. Sie ist blond, trägt ein tief dekollier-
tes Kleid aus Seide und rosa Lippenstift,
und damit ist sie so ziemlich das Gegenteil
ihrer Schülerinnen. Die meisten hier sind
Musliminnen, sie tragen Rollkragen und
Kopftuch, zumindest bis zum Spiegel, der
im Schulfoyer hängt. Dort müssen die
Mädchen ihre Kopftücher nun abnehmen.
Dass es einmal so weit kommen würde,

dass sie das Kopftuch verbietet, hätte Ka-
rin Heremans nicht gedacht, als sie im Jahr
2001 Schuldirektorin wurde, zehn Tage vor
dem 11. September. Doch dann setzte das
ein, was sie den „Kampf der Kulturen“
nennt, und damit meint sie nicht den
Kampf in der Welt da draußen, sondern
den auf ihrem säulenumrahmten Schulhof. 

Am Anfang diskutierten Lehrer mit den
Schülern noch über Darwin; man machte
Modenschauen, eine Klassenfahrt nach
Istanbul. Alles schien möglich, und 2005
schrieb Karin Heremans ein Buch, sie lehn-
te darin ein Kopftuchverbot ab, kulturelle
Unterschiede seien eine Bereicherung.

Aber immer mehr Schulen in Antwer-
pen verboten das Kopftuch, immer mehr
muslimische Mädchen wechselten auf das
Atheneum, es war die letzte Schule ohne
Verbot. Schließlich kamen Mädchen kom-
plett verhüllt zur Schule, mit langen Män-
teln und Handschuhen, und vor dem Ein-
gang stand der Vertreter einer islamischen

Organisation und notierte, welche Schüle-
rinnen das Tuch in der Schule abnahmen. 

Da verbot auch Karin Heremans das
Kopftuch. „Ich hatte Angst, dass wir sonst
bald eine muslimische Schule sind“, sagt
sie. 70 der 580 Schüler verließen die Schu-
le. Karin Heremans wurde unter Polizei-
schutz gestellt. Klassenräume wurden ver-
wüstet. Aber in der Schule nahmen die
Mädchen ihre Tücher ab, und viele sagten,
sie fühlten sich jetzt befreit. 

„Wir haben das Wort Toleranz gegen das
Wort Wechselseitigkeit getauscht“, sagt Ka-
rin Heremans. „Wer Religionsfreiheit er-
wartet, muss auch die Religionsfreiheit der
anderen anerkennen.“ Es müsse unver-
handelbare Werte geben, Gleichbehand-
lung der Geschlechter, Freiheit der Mei-
nungsäußerung und Religion, Respekt. We-
nige Tage nach Karin Heremans Verbot
schloss sich die Schulbehörde an: Ab dem
kommenden Schuljahr sind Kopftücher –
und andere religiöse Symbole – an allen
700 staatlichen Schulen in Flandern verbo-
ten. Viele der Mädchen lernen jetzt auf is-
lamischen Schulen oder zu Hause.

Der Kopftuchstreit von Antwerpen ist
eines der jüngsten Beispiele für die Fra-
gen, vor denen Europa sich sieht: Kann es
seine Werte, seine Freiheit bewahren, in-
dem es persönliche Freiheiten einschränkt? 

Der Umgang mit dem Islam ist die viel-
leicht größte Herausforderung für Europa.
Gelingt es, die eigenen Werte zu bewah-
ren, ohne Muslime zu diskriminieren, dann
kann daraus ein neuer Wertekonsens ent-
stehen, dann könnten europäische Musli-
me zum Vorbild für die islamische Welt
werden. Gelingt es nicht, könnte Europa
seine eigenen Werte verraten, könnten die
Populisten gewinnen, deren einfache Lö-
sungen den Kampf der Kulturen anfachen.

Es spricht einiges gegen die Alarmisten,
die Europa auf dem Weg zur arabischen
Kolonie sehen: Die überwiegende Zahl der
Muslime passt sich ihrem Gastland an. Sie
sind weniger religiös als in ihren Her-
kunftsländern, sie akzeptieren in ihrer
Mehrzahl die herrschende Kultur. Auch
die Furcht vor den hohen Geburtenraten
der muslimischen Einwanderer ist über-
trieben: In der zweiten und dritten Gene-
ration sinken sie auf Landesdurchschnitt. 

Aber manchmal sind Ängste stärker als
Fakten, und manchmal hat ein Minarett-
verbot auch nichts mit Minaretten zu tun:
In den Schweizer Städten, in denen das Zu-
sammenleben von Muslimen und Christen
längst Alltag ist, scheiterte das Volksbe-
gehren. Im Bergkanton Appenzell-Inner-
rhoden, wo nur 500 Muslime wohnen, woll-
ten 71 Prozent das Minarettverbot. 

In Langenthal, der ländlichen Klein-
stadt, in der ein Minarett gebaut werden
sollte, lag die Zustimmung ziemlich genau
im schweizerischen Durchschnitt.

Andrea Brandt, Marco Evers,

Juliane von Mittelstaedt, 

Mathieu von Rohr, Britta Sandberg
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